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Berücksichtigung von Kindern bei der Berechnung der Beiträge zur sozialen Pflegeversicherung 
für Zeiten ab dem 1. Juli 2023 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
mit diesem Rundschreiben möchten wir Ihnen Hinweise zur Berücksichtigung von Kindern bei der Be-
rechnung der Beiträge zur Pflegeversicherung geben.  
 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit Beschluss vom 7. April 2022 festgestellt, dass im gegenwärtigen 
System der sozialen Pflegeversicherung Eltern mit mehr Kindern gegenüber Eltern mit weniger Kindern 
benachteiligt werden, weil der mit steigender Kinderzahl anwachsende Erziehungsaufwand im gelten-
den Beitragsrecht keine Berücksichtigung findet. Dies sei verfassungsrechtlich nicht gerechtfertigt. Der 
wirtschaftliche Kindererziehungsaufwand müsse im Beitragsrecht der sozialen Pflegeversicherung be-
rücksichtig werden. 
 
Daher hat der Gesetzgeber nun mit dem Pflegeunterstützungs- und –entlastungsgesetz (PUEG) eine 
Beitragssatzdifferenzierung nach der Anzahl der Kinder vorgesehen. Danach werden Mitglieder mit 
mehreren Kindern ab dem zweiten Kind bis zum fünften Kind mit einem Abschlag in Höhe von 0,25 
Beitragssatzpunkten für jedes Kind entlastet. Der Beitragsabschlag gilt bis zum Ablauf des Monats, in 
dem das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr vollendet hat oder vollendet hätte. Für Mitglieder mit einem 
Kind gilt weiterhin der reguläre Beitragssatz; sie sind vom Beitragszuschlag für Kinderlose unverändert 
ausgenommen, und zwar dauerhaft.  
 
Die Berücksichtigung von Kindern im Beitragsrecht der sozialen Pflegeversicherung stellt sich vom 
1. Juli 2023 an wie folgt dar: 
 

Beitrag für Gesamtbeitrag Arbeitnehmer Arbeitgeber 

Kinderlose 4,00% 2,30% 1,70% 

Eltern mit einem Kind 
(Beitragssatz bleibt lebenslang bestehen) 

3,40% 1,70% 1,70% 

Eltern mit 2 Kindern 3,15% 1,45% 1,70% 

Eltern mit 3 Kindern 2,90% 1,20% 1,70% 

Eltern mit 4 Kindern 2,65% 0,95% 1,70% 

Eltern mit 5 und mehr Kindern 2,40% 0,70% 1,70% 
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Eltern mit einem Kind 
Mitglieder mit Elterneigenschaft sind vom Beitragszuschlag für Kinderlose ausgenommen. Zu den Eltern 
im Sinne dieser Regelung zählen neben den leiblichen Eltern und Adoptiveltern auch Stiefeltern und 
Pflegeeltern. Das Alter des Kindes ist für die Anerkennung der Elterneigenschaft im Kontext des Bei-
tragszuschlags nicht von Bedeutung. Eine Ausnahme gilt für Adoptiveltern und Stiefeltern (siehe unten). 
Unbedeutend ist ferner, ob das Kind, für das Elterneigenschaft geltend gemacht wird, im Inland oder im 
Ausland geboren ist und/oder dort wohnt oder sich dort aufhält. Liegt die Elterneigenschaft einmal vor, 
bleibt sie lebenslänglich wirksam. Bereits der Nachweis eines Kindes führt also dazu, dass für die Eltern 
der Beitragszuschlag auf Dauer nicht zu erheben ist. 
 
Eltern mit mehr als einem Kind 
Für Mitglieder mit Elterneigenschaft reduziert sich der Beitragssatz für jedes berücksichtigungsfähige 
Kind ab dem zweiten Kind bis zum fünften Kind um jeweils einen Abschlag in Höhe von 0,25 Beitrags-
satzpunkten. Für Eltern mit mehr als fünf Kindern ist eine darüber hinausgehende Reduzierung des 
Beitrags nicht vorgesehen. Zu den Eltern im Sinne dieser Regelung zählen neben den leiblichen Eltern 
und Adoptiveltern auch Stiefeltern und Pflegeeltern.  
 
Berücksichtigungsfähig sind Kinder dieser Eltern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
bis zum Ablauf des Monats, in dem das jeweilige Kind das 25. Lebensjahr vollendet hat oder vollendet 
hätte. Als berücksichtigungsfähig gelten somit auch Kinder, die vor Vollendung des 25. Lebensjahres 
verstorben sind.  
 
Bei der Ermittlung der Anzahl der für den Beitragsabschlag maßgebenden Kinder, werden Kinder, die 
das 25. Lebensjahr bereits vollendet haben, nicht (mehr) berücksichtigt. Sobald bei Mitgliedern mit mehr 
als zwei Kindern eines der Kinder das 25. Lebensjahr vollendet hat, führt dies demnach dazu, dass die 
Reduzierung der Beiträge ab dem zweiten Kind nur noch für die jeweilige Anzahl der Kinder unter 25 
Jahren berücksichtigt wird. Bei Mitgliedern mit vier Kindern beispielsweise bedeutet dies, dass in der 
Zeit, in der alle Kinder noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben, der Abschlag insgesamt 0,75 
Beitragssatzpunkte beträgt. Vollendet eines der Kinder das 25. Lebensjahr, beträgt der Abschlag ab 
dem Folgemonat noch 0,5 Beitragssatzpunkte, vollendet ein weiteres Kind das 25. Lebensjahr, beträgt 
der Abschlag noch 0,25 Beitragssatzpunkte. 
 
Für die Berücksichtigungsfähigkeit ist unbedeutend, ob das Kind im Inland oder im Ausland geboren ist 
und/oder dort wohnt oder sich dort aufhält.  
 
Die Elterneigenschaft kann jeder Elternteil in Anspruch nehmen, der Beiträge zur sozialen Pflegeversi-
cherung zahlt. Darüber hinaus kann Elterneigenschaft bei weiteren (als zwei) Elternteilen gegeben sein, 
beispielsweise bei Scheidung der Eltern und Wiederheirat eines Elternteils bei Aufnahme des Kindes in 
den Haushalt des neuen Ehepartners, der als Stiefelternteil ebenfalls Elterneigenschaft erwirbt. Das 
Lebensalter der Eltern ist beim Beitragsabschlag im Übrigen unbedeutend.  
 
Besonderheiten bei für die Anerkennung der Elterneigenschaft von Adoptiveltern und Stiefeltern:  
 
Bei Adoptiveltern und Stiefeltern muss zur Anerkennung der Elterneigenschaft das Familienband zu 
einem Zeitpunkt bewirkt werden, zu dem für das Kind altersmäßig eine Familienversicherung in der 
Krankenversicherung hätte begründet werden können. Das heißt: Zu den Eltern gehören nicht die Adop-
tiveltern, wenn das Kind zum Zeitpunkt der Adoption die Altersgrenzen für eine Familienversicherung 
erreicht hat. Zu den Eltern gehören ferner nicht die Stiefeltern, wenn das Kind zum Zeitpunkt der Ehe-
schließung oder Begründung einer eingetragenen Lebenspartnerschaft mit dem Elternteil des Kindes 
bereits die für die Familienversicherung vorgesehenen Altersgrenzen erreicht hat oder wenn das Kind 
vor Erreichen dieser Altersgrenzen nicht in den gemeinsamen Haushalt mit dem Mitglied aufgenommen 
worden ist. Die Stiefelterneigenschaft bleibt jedoch bestehen, selbst wenn die Ehe oder Lebenspartner-
schaft geschieden oder aufgelöst wird oder der leibliche Elternteil verstirbt. Die für die Familienversi-
cherung vorgesehenen Altersgrenzen für Kinder sind grundsätzlich das 18. Lebensjahr, bei Kindern 
ohne Erwerbstätigkeit das 23. Lebensjahr, bei Kindern in Schul- oder Berufsausbildung oder Ableistung 
eines Freiwilligendienstes das 25. Lebensjahr; für Kinder, die behinderungsbedingt außerstande sind, 
sich selbst zu unterhalten, gilt grundsätzlich keine Altersgrenze. 
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Nachweis über die Elterneigenschaft 
Vom 1. Juli 2023 bis 30.Juni 2025 (Übergangszeitraum) ist ein vereinfachtes Nachweisverfahren vor-
gesehen. In diesem Zeitraum ist es ausreichend, wenn Mitglieder ihre unter 25-jährigen Kinder der bei-
tragsabführenden Stelle oder der Pflegekasse mitteilen, nachdem sie von dieser dazu aufgefordert wer-
den. Eine Anforderung der Angabe zu berücksichtigungsfähigen Kindern erübrigt sich, wenn diese der 
beitragsabführenden Stelle oder Pflegekasse bereits bekannt sind. Auf die Vorlage und die damit ver-
bundene Prüfung konkreter Nachweise wird im Übergangszeitraum verzichtet. Gleichwohl empfehlen 
wir, die konkreten Dokumente zum Nachweis der Elterneigenschaft bereits jetzt anzufordern.  
 
Wir weisen darauf hin, dass der Nachweis über die Elterneigenschaft eine freiwillige Selbstauskunft der 
Mitarbeitenden ist. Soweit keine Angaben zu berücksichtigungsfähigen Kindern gemacht werden, kön-
nen diese in der Beitragsberechnung auch keine Berücksichtigung finden.  
 
Wir fügen diesem Rundschreiben ein Muster zum Anschreiben an die Mitarbeitenden sowie Nachweis 
der Elterneigenschaft bei, die Sie gern verwenden können.  
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
 

 
 
(Zühlke) 
 
Anlagen 
 



Briefkopf 

 

„Sehr geehrte Frau/sehr geehrter Herr, 

ab 1. Juli 2023 zahlen Eltern mit mehreren Kindern geringere Beiträge zur Pflegeversiche- 

rung. Diese Änderung sieht das Pflegeunterstützungs- und -entlastungsgesetz (PUEG) vor. 

Mitarbeitende mit mehreren Kindern werden ab dem 2. Kind bis zum 5. Kind in Höhe von 0,25 Bei- 

tragssatzpunkten je Kind entlastet. Der Abschlag gilt bis zum Ende des Monats, in dem das Kind 

jeweils sein 25. Lebensjahr vollendet hat. Danach entfällt der Abschlag für diese Kinder. 

Beitrag für Gesamtbeitrag Arbeitnehmer Arbeitgeber 

Kinderlose 4,00% 2,30% 1,70% 

Eltern mit einem Kind 
(Beitragssatz bleibt lebenslang bestehen) 

3,40% 1,70% 1,70% 

Eltern mit 2 Kindern 3,15% 1,45% 1,70% 

Eltern mit 3 Kindern 2,90% 1,20% 1,70% 

Eltern mit 4 Kindern 2,65% 0,95% 1,70% 

Eltern mit 5 und mehr Kindern 2,40% 0,70% 1,70% 

 

Damit für Sie der korrekte Beitragssatz zur Pflegeversicherung bei Ihrer Entgeltabrechnung ab Juli 2023 

berücksichtigt werden kann, bitten wir Sie, uns die Anzahl und das Alter Ihrer Kinder mitzuteilen. 

Angaben müssen nur für Kinder vorliegen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 

hätten. Ältere Kinder werden nicht für die Berechnung der Abschläge berücksichtigt. Füllen Sie einfach 

die Selbstauskunft als Nachweis über die Anzahl Ihrer Kinder entsprechend aus und geben Sie diese 

unterschrieben bis zum xx.xx.xxxx zurück. 

 

Mit freundlichen Grüßen“ 
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Freiwillige Selbstauskunft gegenüber dem Arbeitgeber zur Anzahl der berücksichtigungsfähigen 

Kinder zur Ermittlung des Beitrages zur sozialen Pflegeversicherung nach § 55 Abs. 3 SGB XI 

 

Arbeitgeber:________________________________________________________________________ 

 

Angaben zur beschäftigten Person 

 

Name: _______________________Vorname:_____________________________________________ 

 

Personalnummer:_____________________________  

Ich bin kinderlos O Ja / O Nein  

Anzahl der berücksichtigungsfähigen Kinder unter 25 Jahren nach § 55 Abs. 3 SGB XI: 

O Keine Kinder unter 25 Jahren       O 1 Kind O 2 Kinder  

O 3 Kinder O 4 Kinder  O 5 und mehr Kinder 

Mitteilung der Kinderdaten: 

1._________________________________________________________________________ 

Vorname / Nachname / Geburtsdatum 

2._________________________________________________________________________ 

Vorname / Nachname / Geburtsdatum 

3._________________________________________________________________________ 

Vorname / Nachname / Geburtsdatum 

4._________________________________________________________________________ 

Vorname / Nachname / Geburtsdatum 

5._________________________________________________________________________ 

Vorname / Nachname / Geburtsdatum 

Der Nachweis wird mit folgenden beigefügten Unterlagen erbracht: 

O Geburtsurkunde 

O Vaterschaftsanerkennung 

O Abstammungsurkunde 

O Steuerliche Lebensbescheinigung des Einwohnermeldeamtes 

O BestätigungüberdasPflegekindschaftsverhältnisdurchdiezuständigeBehörde 

O Adoptionsurkunde 

O sonstige beweiskräftige Unterlagen:___________________________________________ 

 

Jede Änderung muss umgehend und unaufgefordert der Personalabteilung mit Angabe der Wirksam-

keit (gültig ab) mitgeteilt werden. 
 

Hinweise: 

Es handelt sich um eine freiwillige Selbstauskunft. Sie müssen gar keine Angaben machen oder können einzelne Kinder un-

berücksichtigt lassen. Es können jedoch bei der Beitragsermittlung ausschließlich die angegebenen Kinder berücksichtigt 

werden. Hinsichtlich der Kinder, die gemäß Ihrer Angaben berücksichtigt werden sollen, gilt Folgendes: 
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 Mitwirkungspflicht: Nach § 28o Abs. 1 SGB IV sind Beschäftigte dazu verpflichtet, gegenüber dem Arbeitge-

ber die zur Durchführung des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen 

und, soweit erforderlich, dazu notwendige Unterlagen vorzulegen. Dies gilt bei mehreren Beschäftigungen 

gegenüber allen beteiligten Arbeitgebern. Nach § 111 Abs. 1 Ziffer 4 SGB IV begehen Beschäftigte eine Ord-

nungswidrigkeit, wenn sie vorsätzlich oder leichtfertig diese Auskünfte nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig erteilen oder die erforderlichen Unterlagen nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegen. 

Diese Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 111 Abs. 4 SGB IV mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro ge-

ahndet werden. Falsche Angaben stellen zudem eine Verletzung einer arbeitsrechtlichen Pflicht durch die 

Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer dar und können unter anderem arbeitsrechtliche Konsequenzen 

nach sich ziehen. Jede Änderung der angegebenen Verhältnisse muss unaufgefordert der Personalabteilung 

mitgeteilt werden. 

 

 Datenschutz: Ihre personenbezogenen Daten werden verarbeitet und gespeichert, soweit und solange dies 

zur Erfüllung der dem Arbeitgeber obliegenden Aufgaben erforderlich ist. Rechtsgrundlage für die Verarbei-

tung der personenbezogenen Daten ist § 6 Nr. 3 EKD-Datenschutzgesetz (i.V.m. § 55 Abs. 3 SGB XI). 

 

Ich versichere, die Hinweise zur Kenntnis genommen und meine Angaben entsprechend gemacht zu 

haben. 

 

_____________________________________  _____________________________________ 

Ort, Datum       Unterschrift beschäftigte Person 




